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A. Mündliche Fragen gemäß 1. der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 


1. Abgeordneter 

Tillmann 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, in ihre Über- 
legungen zur Förderung des Schulsports (vgl. 
Sportbericht der Bundesregierung — Druck- 
sache 7/1040, S. 12 — ) die Tatsache einzube- 
ziehen, daß gemäß § 7 Abs. 2 Satz 4 der ein- 
heitlichen Rechtsverordnung zum Staatsver- 
trag der Länder über die Vergabe von Studien- 
plätzen das Fach „Leibesübungen“ bei der Er- 
mittlung der Durchschnittsnote des Reifezeug- 
nisses außer Betracht bleibt, und würde sie 
eine Initiative zur Änderung dieser Regelung 
unterstützen, damit die Bedeutung des Sports 
— - gerade auch im Bewußtsein der Schüler • — 
nicht noch weiter gemindert wird? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit 


2. Abgeordneter 

Dr. Todenhöfer 

(CDU/CSU) 


Treffen Berichte zu, wonach die Bundesregie- 
rung Jugoslawien über den bereits gewährten 
Kredit von 300 Millionen DM hinaus ©inen 
weiteren Kapitalhilfekredit von 700 Millionen 
DM gewähren will? 


3. Abgeordneter Welchen entwicklungspolitischen Wert mißt 

Dr. Todenhöfer die Bundesregierung einem derartigen Kredit 
(CDU/CSU) bei? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


4. Abgeordneter 

Dr. Hauser 
(Sasbach) 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß bei Be- 
zirksveränderungen auch für die am Sitz von 
Landgerichten zugelassenen Rechtsanwälte 
ähnliche Härten auf treten können, wie sie der 
Gesetzgeber bereits bei Änderung von Ge- 
richtsbezirken für bestimmte Gruppen von 
Rechtsanwälten — sogenannten Amtsgerichts- 
anwälten — durch das Gesetz vom 24. Okto- 
ber 1972 mit der dort getroffenen Übergangs- 
regelung (§ 227 a der Bundesrechtsanwalts- 
ordnung) auszuschließen bestrebt war, und 
beabsichtigt die Bundesregierung, entsprechen- 
de Übergangsregelungen für diese am Sitz von 
Landgerichten zugelassenen Rechtsanwälte in 
Bälde vorzulegen? 


2 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/1320 


5. Abgeordneter 
Dr. Kempfier 
(CDU/CSU) 


6. Abgeordneter 

Müller 

(Berlin) 

(CDU/CSU) 


7. Abgeordneter 
Brandt 
(Grolsheim) 
(SPD) 

8. Abgeordneter 

Brandt 

(Grolsheim) 

(SPD) 

9. Abgeordneter 

Kroll-Schlüter 

(CDU/CSU) 


10. Abgeordneter 
Dürr 


(SPD) 


ist der Bundesregierung bekannt, daß es in 
der Frage, ob der Antrag auf Erlaß eines Voll- 
streckungsbefehls zugleich mit dem Antrag 
auf Zahlungsbefehl gestellt werden kann, im- 
mer wieder widersprüchliche Entscheidungen 
gibt, und wäre die Bundesregierung bereit, 
anläßlich der Neuregelung des Mahnverfah- 
rens auch diese, an sich untergeordnete, aber 
für die Praxis sehr bedeutsame Streitfrage 
durch eine entsprechende gesetzliche Regelung 
aus der Welt zu schaffen? 

Trifft es zu, daß sich in letzter Zeit die Fälle 
häufen, in denen bei Konkursverfahren die 
Lohn- und Gehaltsforderungen der betroffenen 
Arbeitnehmer — obwohl diese nach geltendem 
Recht vorrangig aus der Konkursmasse zu be- 
friedigen sind — mangels Masse unerfüllt blei- 
ben, und welche Maßnahmen beabsichtigt die 
Bundesregierung zu treffen, um bei künftigen 
Konkursen die vertraglichen bzw. zumindest 
die durch geleistete Arbeit erworbenen Lohn- 
und Gehaltsansprüche zu sichern? 

Verfolgt der Bundesjustizminister weiterhin 
die Einrichtung einer kriminologischen Zen- 
tralstelle, und auf welchem Stand sind diese 
Bemühungen angelangt? 

Welche Hindernisse, gegebenenfalls von wem, 
mit welchen Begründungen stehen der Ein- 
richtung einer kriminologischen Zentralstelle 
entgegen? 

Welche gesetzlichen und sonstigen Initiativen 
gedenkt die Bundesregierung zu ergreifen, um 
dem erschreckenden Anstieg von Kindesmiß- 
handlungen durch die Eltern vorzubeugen, 
erfolgte Mißhandlungen festzustellen und 
künftige Mißhandlungen zu verhindern? 

Beabsichtigt die Bundesregierung, durch eine 
Initiative sicherzustellen, daß Vermieter Vor- 
schußzahlungen für Heizungs, kosten nur in 
dem nachgewiesenen Umfang der tatsächlichen 
Erhöhung der Heizungskosten verlangen 
kann? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


tl. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Not- 

Engelhard wendigkeit des alsbaldigen Erlasses von Richt- 

(FDP) linien durch den Bundesausschuß der Ärzte 

und Krankenkassen für den Einsatz von La- 
borautoanalysern zur chemischen Blutanalyse, 
und beabsichtigt die Bundesregierung, gege- 
benenfalls von ihrer Kompetenz gemäß § 368 p 
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Abs. 2 Satz 3 RVO Gebrauch zu machen, um 
zur Einführung neuer Untersuchungsmetho- 
den die Verwendung von Laborautoanalysern 
— auch außerhalb der ärztlichen Praxis - 
sowie die Honorierung der hierdurch erbrach- 
ten Leistungen verbindlich zu regeln? 

Hält die Bundesregierung cfcie Tatsache, daß 
ein Kriegsdienstverweigerer aus Gewissens- 
gründen erst sechs Wochen nach Eingang der 
Unterlagen beim Bundesverwaltungsamt zum 
zivilen Ersatzdienst einberufen wird, für ver- 
einbar mit § 19 Abs. 1 Satz 2 des. Gesetzes 
über den zivilen Ersatzdienst? 

13. Abgeordnete Welches jährliche Finanzvolumen wäre jeweils 

Frau erforderlich, wenn die Witw^enrenten in der 

Verhülsdonk Sozialversicherung, im Versorgungsbereich 

(CDU^CSU) und nach Beamtenrecht von 60‘Vo auf 65“/o bzw. 

70“ 11 angehoben würden? 

14. Abgeordnete Welche Auswirkungen würden entsprechende 

Frau Leistungsverbesserungen in der gesetzlichen 

Verhülsdonk Rentenversicherung auf den Beitragssatz ha- 

(CDU CSU) ben? 

15. Abgeordneter Stimmt die Bundesregierung mit der von Bun- 

Walkhof! desv^erteidigungsminister Leber am 15. Juli 

(SPD) 1973 in der Sendung „Magazin der Woche" 

geäußerten Auffassung überein, daß es an sich 
genügend Plätze für den Ersatzdienst gebe, 
es aber die Frage sei, ob der Gesetzgeber 
diese Plätze für den Zweck des Ersatzdienstes 
eröffnen solle, da hier eine ganze Reihe von 
Interessen zusammenspielten und auch über- 
legt werden müsse, wie groß man den Bereich 
zieht, in dem man Kriegsdienstverweigerern 
die Möglichkeit gibt, ihren Dienst zu leisten? 

Ist die Bundesregierung bereit, die Beschäfti- 
gung illegal ins Land gekommener Arbeitneh- 
mer nachhaltiger zu bekämpfen und dabei vor 
allem die Verleihfirmen w'ie auch die Arbeit- 
geber mit drastischen Strafen zu belegen, um 
so dieser modernen Form der Sklavenhalterei 
in der Bundesrepublik Deutschland Herr zu 
werden? 

17. Abgeordneter Hat die Bundesregierung eine Übersicht oder 

Dr. Gruhl bestehen Schätzungen über das Ausmaß der 

(CDU/CSU) Verstöße gegen das „Gesetz zur Bekainjofung 

der Schwarzarbeit" vom 30, März 1957? 

18. Abgeordneter Stellt die Bundesregierung Überlegungen an, 

Dr, Gruhl um das Ausmaß der Schwarzarbeit, insbeson- 

(CDU/CSU) dere bei der Erstellung von kompletten Bau- 

ten, durch geeignete Maßnahmen w^enigstens 
zu vermindern? 
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'i9. Abgeordneter 
Dr. Umland 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung nicht unter Bezug- 
nahme auf die mir schriftlich nach der Frage- 
stunde des Deutschen Bundestags vom 29. No- 
vember 1973 beantwortete Frage Nr. 137 der 
Meinung, daß die verspätete und zwangsläufig 
globalisierende Bekanntgabe von Durch- 
schnittszahlen geeignet ist, die besorgniser- 
regende Entwicklung des Arbeitsmarktes in 
bestimmten Regionen und Sektoren unserer 
Volkswirtschaft zu verharmlosen? 


20. Abgeordneter 

Dr. Umland 


(CDU/CSU) 


Erhält die Bundesregierung vor der jeweiligen 
monatlichen Pressekonferenz des Herrn Prä- 
sidenten der Bundesanstalt für Arbeit die auf- 
gegliederten Zahlen vom deutschen Arbeits- 
markt, und ist sie gegebenenfalls bereit, diese 
dem Hause beschleunigt zur Verfügung zu 
stellen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


21. Abgeordneter 

Dr. Wittmann 

(München) 

(CDU/CSU) 


Wann und in welchorn Umfang wiird die Zu- 
lage für die in unterirdischen Einrichtungen 
tätigen Angehörigen des Fernmeldepersonals 
der Bundeswehr erhöht? 


22. Abgeordneter 

Reiser 

(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung Äußerun- 
gen des NPD-Funktionärs und Oberstleutnants 
der Bundeswehr Witt (Eutin) in einem be- 
kanntgewordenen Rundschreiben an NPD- 
Sympathisanten irn Hinblick auf die im Solda- 
tengesetz festgelegten Pflichten? 


23. Abgeordneter Wieweit hält es die Bundesregierung für ver- 
Reiser tretbar, den übungs- und Manöverbetrieb der 

(SPD) Bundeswehr, für die Zeit der Versorgungs- 

schwierigkeiten mit Kraftstoffen, spürbar ein- 
zuschränken? 


24. Abgeordneter 
Walkhoff 
(SPD) 


Welche Gründe bewogen die Bundesregierung, 
den Erlaß vom 1. Juli 1968 aufzuheben, wonach 
Angehörige der Bundeswehr, die einen Antrag 
auf Kriegsdienstverweigerung gestellt haben, 
bis zur Entscheidung über ihren Antrag waf- 
fenlosen Dienst verrichten können? 


25. Abgeordneter 

Gansei 


(SPD) 


Wird die Zeitschrift ,Die Glocke', in deren 
Nr. 10 73 neben einem Foto eines chilenischen 
Soldaten, der Bücher verbrennt, die „erstaun- 
liche V^erfassungstreue" der chilenischen Ar- 
mee behauptet wird, aus öffentlichen Mitteln 
gefördert, oder ihre Verbreitung in der Bun- 
deswehr unterstützt? 
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26. Abgeordneter 
Gansei 


(SPD) 


27. Abgeordneter 

Jäger 

(Wangen) 

(CDU/CSU) 


28. Abgeordneter 

Jäger 

(Wangen) 

(CDU/CSU) 


29. Abgeordneter 
Sauer 
(Salzgitter) 
(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung den In- 
formationsgehalt von ,Der rote Brief’, heraus- 
gegeben im Auftrag des , Informations- und 
Dokumentationszentrums West e. V.‘, und hält 
die Bundesregierung es für gerechtfertigt, 
wenn dieser Brief in Stäben der Truppe durch 
Umlauf zur Kenntnis genommen werden muß? 

Warum wird in der „Information für die Trup- 
pe Nr. 7 73" in der Artikelserie „Die Bundes- 
republik und Polen" in breitem Umfang die 
polnische Auffassung über die völkerrechtliche 
Anerkennung der Oder Neiße-Linie als deut- 
sche Grenze dargestellt, nicht aber der durch 
Artikel 4 des Vertrages und die Denkschrift 
der Bundesregierung zum Ratifizierungsgesetz 
nachgewiesene Vertragswillen der Bundesre- 
publik Deutschland zum Offenhalten der 
Grenzfrage für Gesamtdeutschland und auch 
nicht die völkerrechtlich bedeutsame Ent- 
schließung des Deutschen Bundestags zum 
Offenhalten der deutschen Frage vom 17. Mai 
1972 sowie die in einem Notenwechsel darge- 
legten Rechtsvorbehalte der westlichen Sieger- 
mächte bezüglich ihrer Verantwortung für 
ganz Deutschland und Berlin? 

Steht die kommentarlose und unwiderspro- 
chene Verbreitung polnischer nationalistischer 
Forderungen auf Änderung des deutschen 
Staatsangehörigkeitsrechts (S. 23), auf Ände- 
rung der geltenden politischen Prinzipien für 
die deutsche Gesetzgebung und deren Anpas- 
sung an den polnischen Rechtszustand (S. 22), 
auf weitere deutsche Wiedergutmachungslei- 
stungen (S. 2S) und auf Verhinderung des 
„ Aufbauschens" der Schwierigkeiten bei der 
Familienzusammenführung in der „Informa- 
tion für die Truppe 7/73" nicht im Wider- 
spruch zur Pflicht der Bundesregierung zur 
Wahrung der Grundrechtssphäre aller Deut- 
schen und nunmehr auch irn Widerspruch zum 
Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 
31. Juli 1971, in dem die grundgesetzlich gebo- 
tene Sicherung aller Deutschen gegen die Ab- 
erkennung ihrer Staatsangehörigkeit durch an- 
dere Staaten, die Verpflichtung aller Staats- 
organe auf volle Garantie der Grundrechte 
für alle deutschen Staatsangehörigen und die 
Verpflichtung zur verfassungsmäßigen Vertre- 
tung deutscher Rechtspositionen gegen fremde 
Einmischung für alle Staatsorgane verbindlich 
gemacht v/ird? 

Warum werden in der Information für die 
Truppe „Die Bundesrepublik und Polen" zwar 
die Untaten der Deutschen gegen die Polen 
— berechtigterweise — dargestellt, aber in 
Verfälschung der geschichtlichen Wahrheit 
fast alle Untaten, die polnischerseits an Deut- 
schen begangen wurden, verschwiegen oder 
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beschönigt, und tragt dies nicht auch bei be- 
rechtigter Ablehnung jeder Aufrechnung zu 
einem völlig einseitigen Geschichtsbild und zu 
einer einseitigen Beurteilung der deutsch-pol- 
nischen Gegensätze bei, statt Bemühungen um 
deren ehrliche Aufarbeitung in einem gerech- 
ten Ausgleich zu fördern? 


Warum werden in der „Information für die 
Truppe 7/73" m krassem Gegensatz zu den 
historischen Tatsachen Breslau, Stettin und 
Danzig im Jahre 1250 vorrangig und im Groß- 
druck mit den polnischen Ortsbezeichnungen 
und im Kleindruck mit den deutschen auf be- 
sonders angefertigten Karten benannt, obwohl 
sie damals Städte nach deutschem Recht und 
mit deutschem Namen waren? 


Warum berichtet die „Information für die 
Truppe 7 73" über „Die Bundesrepublik und 
Polen" einseitig nur von der Germanisierungs- 
politik „Preußen — ^Deutschlands" im 19. Jahr- 
hundert (S. 38 ff.) und verschweigt aber völlig 
die durch den Völkerbund und die zeitge- 
schichtliche Forschung wiederholt festgestellte 
und verurteilte Polonisierungspolitik gegen 
Deutsche im 20. Jahrhundert ebenso wie die 
polnische nationalistische Diskriminierung 
Deutscher in der Gegenwart? 


Warum wird in der „Information für die 
Truppe 7/73" die Ostpolitik der Weimarer 
Republik völlig irreführend dargestellt, und 
warum werden Beschuldigungen gegen den 
diplomatischen Dienst der Weimarer Republik, 
deren „Eliten" der Linken und gegen Professor 
Hoetzsch deshalb erhoben, weil sie das Selbst- 
bestimmungsrecht der Deutschen (S. 44) ver- 
traten? 


33. Abgeordneter Warum werden in der „Information für die 
Dr. Czaja Truppe 7/73" auf S. 53 Stettin und Breslau 

(CDU/CSU) im großen Druck mit den polnischen Namen 

und nur im Kleindruck mit den amtlichen deut- 
schen Ortsbezeichnungen benannt, obwohl alle 
bisherigen Bundesregierungen und nunmehr 
in der für alle Staatsorgane verpflichtenden 
Auslegung des Grundgesetzes auch das Bun- 
desverfassungsgericht von der im Grundgesetz 
verankerten Fortexistenz des Deutschen Rei- 
ches und dem Annexionsverbot wowie von 
der Verantwortung der Bundesrepublik auch 
für die Integrität ganz Deutschlands ausge- 
hen? 


32. Abgeordneter 
Dr. Czaja 
(CDU/CSU) 



30. Abgeordneter 

Sauer 

(Salzgitter) 

(CDU/CSU) 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 


34. Abgeordneter 
Härzschel 


(CDU/CSU) 


35. Abgeordneter 

Härzschel 

(CDU/CSU) 

36. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Neumeister 

(CDU/CSU) 


37. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Neumeister 
(CDU/CSU) 


38. Abgeordneter 
Wüster 


(SPD) 


39. Abgeordneter 
Wüster 


(SPD) 


40. Abgeordneter 
Schmidt 
(München) 

(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die War- 
nung deutscher Strahlenschutzärzte, daß in der 
Bundesrepublik Deutschland zuviel geröntgt 
würde, und hat die Bundesregierung wissen- 
schaftliche Untersuchungen über die gesund- 
heitlichen Auswirkungen — vor allem über die 
Spätschäden des Röntgens — eingeleitet oder 
durchgeführt? 

Was sind die Ursachen der hohen Säuglings- 
sterblichkeit in der Bundesrepublik Deutsch- 
land? 

Von welchen Prinzipien wird sich die Bundes- 
regierung bei der Überarbeitung der Gebüh- 
renordnung für Arzte leiten lassen, und wann 
wird sie die überarbeitete Gebührenordnung 
vorlegen? 

Hält die Bundesregierung z. B. auf Grund des 
§ 6 der Bundespflegesatzverordnung oder an- 
derer Rechtsvorschriften es für zulässig, daß 
von Nichtärzten, z. B. Krankenhausträgern, 
für ärztliche Leistungen, die in der Gebühren- 
ordnung für Arzte verzeichnet sind, liquidiert 
wiird? 

Trifft die Aussage von Professor Grzimek in 
der ARD-Fernsehsendung „Ein Platz für Tiere" 
zu, daß bei der Massentierhaltung von Hüh- 
nern, Schweinen und Kälbern erkrankte Tiere 
mit hohen Dosen von Medikamenten behan- 
delt werden, die durch den Fleischkonsum in 
die menschlichen Organe gelangen, und wenn 
ja, was gedenkt die Bundesregierung dagegen 
zu tun? 

Haben die von der Bundesregierung in der 
Fragestunde vom 15. Februar 1973 angespro- 
chenen Verhandlungen mit der Industrie zum 
Zweck der Einstellung von Werbung auf 
Spülmittelbehältnissen mit Zitronenabbildun- 
gen zu einem positiven Ergebnis geführt, und 
wenn nicht, was gedenkt die Bundesregierung 
zu tun, daß diese für Kinder gefährliche Wer- 
bung eingestellt wird? 

Ist die Bundesregierung bereit, für Sozialhilfe- 
empfänger eine ähnliche gesetzliche Regelung 
in Aussicht zu nehmen, wie für Schwerbeschä- 
digte und ihnen die kostenlose Freifahrt im 
Personennahverkehr zu ermöglichen, nachdem 
dieser Personenkreis durch die ständig stei- 
genden Tarife in diesem Bereich besonders 
hart getroffen ist und die bisherige Einzel- 
regelung für Fahrten zu den Sozialämtern 
sicherlich nicht ausreicht? 
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41. Abgeordneter 

Jaunisch 


(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß seit In- 
krafttreten des Bundesausbildungsförderungs- 
gesetzes behinderte Studenten, denen bis zu 
diesem Zeitpunkt neben den Leistungen aus 
dem „Honnefer Modell" Eingliederungshilfen 
gemäß §§ 39 ff. BSHG gewährt wurden, diese 
Leistungen nicht mehr gewährt werden, da die 
Sozialhilfeträger auf dem Standpunkt stehen, 
daß seit Inkrafttreten des Bundesausbildungs- 
förderungsgesetzes für Leistungen nach dem 
BSHG kein Raum mehr sei, und welche Konse- 
quenzen ist die Bundesregierung bereit, dar- 
aus zu ziehen? 


42. Abgeordneter 

Lambinus 


(SPD) 


Worauf führt die Bundesregierung die Tat- 
sache zurück, daß in der Bundesrepublik 
Deutschland auf 100 000 Lebendgeborene 680,9 
Sterbefälle auf Geburtsverletzungen, Regel- 
widrigkeiten der Geburt und sonstige durch 
Anoxjie und Hypoxie hervorgerufene Zu- 
stände zurückzuführen sind, während die Ver- 
gleichszahlen z. B. in der DDR bei 368,8 und 
in Frankreich bei 379,0 liegen, und was ge- 
denkt die Bundesregierung zu tun, um dieser 
Entwicklung entgegenzutreten? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 


43. Abgeordneter 

Engelhard 

(FDP) 


44. Abgeordneter 
Ey 

(CDU CSU) 


45. Abgeordneter 

Marschall 


(SPD) 


46. Abgeordneter 
Immer 


(SPD) 


47. Abgeordneter 

Immer 


(SPD) 


Besteht bei anhaltenden Schwierigkeiten in 
der Troibstoffversorgung die Möglichkeit und 
Bereitschaft, Zuschüsse für den Straßenbau 
in Ballungsgebieten für den Ausbau des öffent- 
lidien Nahverkehrs freizugeben? 

Ist die Bundesregierung bereit, angesichts der 
Energieverknappung bei Öl, die Straßenver- 
kehrsbeschränkungen durch ein vermehrtes 
Schienen verkehr sangebot aufzufangen? 

Hat die Bundesregierung Möglichkeiten ge- 
nutzt, auf die Fluggesellschaften einzuwirken, 
um eine Herabsetzung des Treibstoffver- 
brauchs im Luftverkehr zu erreichen, bzw. zu 
welchen Ergebnissen hat dies geführt? 

Wie soll in bezug auf die geplante Konzentra- 
tion des Stückgutverkehrs ini ländlichen Raum 
die daraus folgende unvermeidliche zusätz- 
liche Belastung des für große Teile schon 
jetzt überlasteten und unzulänglichen Straßen- 
netzes aufgefangen werden? 

Durch welche Maßnahmen wird verhindert, 
daß infolge der geplanten Konzentration des 
Stückgutverkehrs dieser ganz auf die Straße 
abwandert und damit privater Monopolisie- 
rung in Her Flächenbedienung Vorschub ge- 
leistet wird? 
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48. Abgeordneter 

Straßmeir 

(CDU/CSU) 


Welche anderen Vorstellungen zur Verbesse- 
rung der Situation des Flugsicherungswesens 
im allgemeinen und der Fluglotsen im beson- 
deren — als djie in der Vorlage des Bundes- 
verkehrsmfinisters vom 14. August 1973 ent- 
haltenen — hat die Bundesregierung nunmehr 
entwickelt, nachdem der Streik der Fluglotsen 
mit der Begründung eingestellt worden ist, 
der Bundeskanzler habe sich in einem Appell 
an die Fluglotsen zugleich auch verpflichtet, 
sich für eine faire und sachliche Behandlung 
ihrer Forderungen einzusetzen? 


49. Abgeordneter 

Dr. Hirsch 


(FDP) 


Ist die Bundesregierung bereit, über das Flug- 
lärmgesetz hinaus die notwendigen Rechtsvor- 
schriften zu schaffen, die für jeden Flughafen 
die insgesamt zulässige Lärmbelastung (Zahl 
der Lärmstöße bewertet mit der Lärmstärke 
des einzelnen Lärmstoßes) festlegt mit der 
Folge, daß dadurch die Zahl der zulässigen 
Starts und Landungen ebenso begrenzt wird, 
wie das heute schon bei der sicherheitstech- 
nischen Grenze der Fall ist? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Forsdiung und Tedinologie und 
für das Post- und Fernmeldewesen 


50. Abgeordneter 
Dr. Stavenhagen 
(CDU/CSU) 


51. Abgeordneter 

Dr. Stavenhagen 

(CDU/'CSU) 


52. Abgeordneter 

Dr. Riedl 

(München) 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung zutreffen- 
denfalls das Verhalten des Parlamentarischen 
Staatssekretärs Dr. Volker Hauff, der einer 
Meldung der „Frankfurter Allgemeinen Zei- 
tung" vom 28. November 1973 zufolge Wis- 
senschaftler des Kernforschungszentrums 
Karlsruhe öffentlich tadelte, die sich an ihn in 
seiner Eigenschaft als Bundestagsabgeordneter 
gewandt hatten, um als sachkundige Bürger 
auf Mißstände und Fehlentwicklungen am 
Zentrum hinzuweisen? 

Ist die Bundesregierung bereit, dieses im 
Grundgesetz verankerte Beschwerderecht, das 
für den öffentlichen Dienst durch ein Urteil 
des Bundesarbeitsgerichts ausdrücklich bestä- 
tigt worden ist, auch in Zukunft zu gewähr- 
leisten? 

Ist die Bundesregierung bereit, den laut „Ma- 
nager-Magazin" aufgestellten Forderungen des 
Mitglieds des Postverwaltungsrats, Karry, 
Rechnung zu tragen, wonach beispielsweise 
der Postscheck- und Postsparkassendienst von 
den privaten Bankinstituten wahrgenommen 
werden soll, im Briefdienst eine Trennung 
in Schnell- und Normalbriefe einzuführen und 
der Paket- und Päckchendienst verstärkt Pri- 
vatunternehmen zu überlassen sowie im Fern- 
ineldedienst eine monatliche Mischgebühr von 
50 DM einzuführen sei? 
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53. Abgeordneter 

Dr. Riedl 

(München) 

(CDU/CSU) 


54. Abgeordneter 
Peiter 
(SPD) 


55. Abgeordneter 

Dr.-Ing. Oetting 

(SPD) 


56, Abgeordneter 

Dr. Jenninger 

(CDU/CSU) 


57. Abgeordneter 

Dr. Jenninger 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung insbesondere der Auf- 
fassung dieses Postverwiaitungsratsmitglieds, 
daß die Deutsche Bundespost ihre Rationali- 
sierungsmöglichkeiten bisher „noch nicht an- 
nähernd ausgeschöpft" habe? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß der 
Kabinettsbeschluß vom 31. Oktober 1973, wo- 
nach der Postreisedienst auf die Deutsche Bun- 
desbahn übergeleitet wird, das betroffene 
Postpersonal deshalb in besondere Unruhe 
versetzt, weil nach der Überleitung die Deut- 
sche Bundesbahn einen Teil der übernomme- 
nen Linien an andere Verkehrsunternehmen 
abgeben soll, und ist die Sorge des Personals 
berechtigt, daß demzufolge die Sicherheit der 
neuen Arbeitsplätze bei der Deutschen Bun- 
desbahn gefährdet ist? 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
die durch einschlägige Gerichtsurteile und 
Presseberichterstattung erwiesene heimliche 
Mithörpraxis am Telefon in manchen Unter- 
nehmen und Betrieben mit Nebenstellenan- 
lagen des Fernsprechnetzes der Deutschen 
Bundespost zu unterbinden? 

Aus welchen Gründen hat die Bundesregie- 
rung vor ihrem Kabinettsbeschluß, den gesam- 
ten Postreisedienst einschließlich Personal- 
und Sachmittel auf die Deutsche Bundesbahn 
überzuleiten, keine Gespräche mit den Berufs- 
vertretungen der Postbediensteten im Sinne 
der Rationalisierungsschutzbestimmungen ge- 
führt? 


In welcher Weise wird die Bundesregierung 
sicherstellen, daß die Postbediensteten, die 
von den geplanten Rationalisierungsmaßnah- 
men in der Bundesregierung betroffen werden, 
keine persönlichen, beruflichen und wirtschaft- 
lichen Nachteile erfahren? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


58. Abgeordneter 

Dr. Evers 


(CDU/CSU) 


Welche Anstrengungen wurden von seiten der 
Bundesregierung konkret unternommen, um 
auf die einzelnen Bundesländer einzuwirken, 
die Laufbahnen der Kriminalpolizeien der 
Länder der für den Bereich des Bundeskrimi- 
nalamts getroffenen Regelung anzupassen, wie 
es die optimistische Prognose des Bundes- 
innenministers vom 28. Mai 1970 in der Ant- 
wort der Bundesregierung auf die Große An- 
frage der CDU/CSU-Fraktion zur Verbrechens- 
bekämpfung vom 29. April 1970 („Ich bin 
sicher, daß die Länder uns, was die Laufbahn 
für die Kriminalpolizei angeht, folgen wer- 
den.") erwarten ließ? 
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59, Abgeordneter 

Dr. Evers 


(CDU/CSU) 


60. Abgeordneter 

Dr. Glotz 

(SPD) 

61. Abgeordneter 

Dr. Glotz 
(SPD) 


6'^ Abgeordnete 

Frau Eilers 
(Bielefeld) 

(SPD) 


63. Abgeordnete 

Frau Eilers 
(Bielefeld) 

(SPD) 


64. Abgeordneter 

Dr. Schweitzer 


(SPD) 


65. Abgeordneter 

Geldner 


(FDP) 


66. Abgeordneter 

Dr. Eyrich 

(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Befürchtung, 
daß es in absehbarer Zeit eine Kriminalpolizei 
erster und zweiter Klasse mit allen Konse- 
quenzen für die Gewinnung geeigneten und 
anstrengungsbereiten Nachwuchses geben 
wird, falls nicht gleiche Laufbahnregelungen 
für Kriminalbeamte des Bundes und der Län- 
der geschaffen werden? 

Bis wann wird die Bundesregierung einen 
Regierungsentwurf über ein Zeitungsstatistik- 
gesetz vorlegen? 

Welche Schwierigkeiten stehen der Vorlage 
eines entsprechenden Gesetzentwurfs für die 
Zeitschriftenstatistik entgegen, und bis wann 
rechnet die Bundesregierung mit einer Über- 
windung dieser Schwierigkeiten? 

Wird die Bundesregierung im zweiten Besol- 
dungsneuregelungs- und -Vereinheitlichungs- 
gesetz sidierstellen, daß der volle Kinderzu- 
schlag auf Antrag dem für das Kind sorgebe- 
rechtigten Elternteil zukommt, nachdem die 
gegenwärtige Regelung des Kinderzuschlags 
nach § 19 Abs. 2 Nr. 1 des Bundesbesoldungs- 
gesetzes bei getrenntlebenden und geschiede- 
nen Elternteilen vielfach zu unbilligen Härten 
führt, vor allem dann, wenn beide Elternteile 
im öffentlichen Dienst beschäftigt sind? 


Erwägt die Bundesregierung eine Neuordnung 
in der Weise, daß zuviel gezahlte Kinderzu- 
schläge bei demjenigen Bediensteten zurück- 
zufordern sind, auf dessen Verschulden ein 
unrechtmäßiger Bezug zurückzuführen ist, und 
kann eine solche Regelung gegebenenfalls auf 
vorliegende Härtefälle ausgedehnt werden? 

Kann die Bundesregierung darüber Angaben 
machen, wie sich die neue Spitzengliederung 
in der Bundeszentrale für Politische Bildung 
auf die funktionale Effizienz sowie den Stel- 
lenkegel dieser Behörde ausgewirkt hat? 

Welchen zusätzlichen ökoilogischen Nutzen 
verspricht sich die Bundesregierung vom 
Sonntagsfahrverbot, und wie hoch ist dieser 
Nutzen etwa einzuschätzen? 

Beabsichtigt die Bundesregierung, im Sinne 
des Artikels 73 Nr. 10 des Grundgesetzes Ini- 
tiativen zu ergreifen, um die Einheitlichkeit 
und damit die Effektivität der für Ermittlungen 
und Aufklärung mittlerer und schwerer Krimi- 
nalität allein zuständigen Kriminalpolizei zu 
verbessern oder gegebenenfalls unter Berück- 
sichtigung des Verfassungsauftrags die Schaf- 
fung einer BundeskriminalpoLizei ins Auge zu 
fassen? 
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ö7. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
Dr. Eyrich die Einrichtung einer Bundeskriminalpolizei 

(CDU/CSU) eine optimale Auswahl und einheitliche, auf- 

einander abgestimmte Ausbildung geeigneten 
Nachwuchses und einheitlich abgewogene Zu- 
ständigkeit in deliktmäßiger Hinsicht garan- 
tieren kann? 


68. Abgeordneter 

Burger 

(CDU/CSU) 


Welche Gründe sprachen konkret dafür, daß 
die erforderliche und erwünschte Zusammen- 
arbeit zwischen der Schutzpolizei, die Sache 
der Länder bleiben sollte, und einer ausschließ- 
lich im Auftrag des Bundes arbeitenden Krimi- 
nalpolizoi in Frage gestellt wäre? 


69. Abgeordneter 
Burger 
(CDU/CSU) 


Sieht die Bundesregierung in dem neuen 
BKA'Gesetz mit den durchaus erforderlichen 
originären Zuständigkeiten für das Bundes- 
kriminalamt nicht auch die Gefahr, daß die 
Bundesrepublik Deutschland ähnlich wie die 
USA eine FBI-ähnliche Lösung erhält, die den 
entscheidenden Nachteil mit sich bringt, daß 
zwangsläufig Kompetenzkonflikte erheblichen 
Ausmaßes in konkreten Einzelfällen entste- 
hen müssen, während andererseits eine ein- 
heitlich sinnvoll abgestufte geführte Bundes- 
kriminalpolizei derartige Schwierigkeiten aus- 
schlösse? 


70. Abgeordneter Welche Erkenntnisse hat die Bundesregierung 
Flämig über den technischen Stand der Rauchgasent- 

(SPD) Schwefelung bei Kohle- und Ölkraftwerken mit 

Blockleistungen von mehr als 350 Megawatt? 


71. Abgeordneter Würden entsprechende Auflagen der zuständi- 
Flämig gen Behörden im Rahmen des Umweltschutzes 

(SPD) zu einer Verzögerung des Baus von Kraft- 

werken führen, und wie groß wäre die Ver- 
zögerung? 


72. Abgeordneter 
Biechele 


(CDU/CSU) 


Kann die Bundesregierung Auskunft geben 
über Art, Umfang und mögliche Folgen der 
Senkung der Öl-Pipeline am Bodensee, die in 
den letzten drei Jahren im Abschnitt zwischen 
Bregenz und Lindau erfolgt ist, und kann sie 
der Feststellung eines ENUSprechers zustim- 
men, daß es für die Leitung und für den 
Bodensee zu keinem Zeitpunkt eine wirkliche 
Gefahr gegeben habe? 


73 . 


Abgeordneter 

Biechele 


(CDU/CSU) 


Welche Maßnahmen sind angesichts dieses 
Sachverhalts nach Meinung der Bundesregie- 
rung erforderlich, um möglichen Gefahren für 
die Reinhaltung des Bodensees auf optimale 
Weise vorzubeugen? 
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74. Abgeordneter 

Dr, Abelein 
(CDU/CSU) 


Aus welchen Gründen werden die Absolven- 
ten technischer Fachhochschulen bereits ab 
1. Januar 1974 im Zuge einer Übergangslösung 
in die Besoldungsgruppe A 10 eingestuft, die 
Absolventen der Fachhochschulen für öffent- 
liche Verwaltung hingegen in der Besoldungs- 
gruppe A 9 belassen, und aus welchen Grün- 
den werden die Absolventen der Pädagogi- 
schen Hochschulen bundesweit der Eingangs- 
besoldungsstufe A 12 zugeordnet, die Absol- 
venten der Fachhochschulen für öffentliche 
Verwaltung der Eingangsbesoldungsstufe A 9? 


75. Abgeordneter Wann ist damit zu rechnen, daß auf den Ge- 
Marschall setzesdeckblättern die Verbraucherrelevanz 

(SPD) von bestimmten Gesetzen aufgeführt ist? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


76. Abgeordneter 
Pensky 
(SPD) 


77. Abgeordneter 

Rollmann 

(CDU/CSU) 


78. Abgeordneter 

von Alten- 
Nordheim 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, eine erhöhte 
Rückerstattung von Kfz-Steuern für den Fall 
zu gewähren, daß Kfz-Halter für die Dauer der 
Erdölkrise ihr Kraftfahrzeug stillegen (Kfz- 
Stillegungsprämie) ? 

Ist die Bundesregierung bereit, die Kilometer- 
pauschale auf alle Arbeitnehmer — - ohne Rück- 
sicht darauf, ob sie ein Auto benutzen oder 
nicht — auszudehnen, um in dieser Zeit der 
Benzinknappheit den Autofahrern einen finan- 
ziellen Anreiz zu bieten, vom privaten PKW 
auf die öffentlichen Nahverkehrsmittel umzu- 
steigen? 

Wie hoch sind die jährlichen Mehrwertsteuer- 
Mehreinnahmen bezogen auf jeweils 1 Pfg. 
Preisanhebung bei leichtem und schwerem 
Heizöl sowie Benzin und Dieselkraftstoff? 


79. Abgeordneter 

von Alten- 
Nordheim 

(CDU/CSU) 


Wie hoch sind die bisherigen Mehrwertsteuer- 
Mehreinnahmen durch die erste und zweite 
Mineralölsteuererhöhung durch die Bundesre- 
gierung und die politisch bedingten Preisstei- 
gerungen seit Beginn der Nahostkrise, jeweils 
bezogen auf Heizöl, Benzin und Dieselkraft- 
stoff? 


80. Abgeordneter 
Spranger 

(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
die außergewöhnliche Verteuerung des Diesel- 
kraftstoffs die Rentabilität der landwirtschaft- 
lichen Betriebe empfindlich schmälert, und ist 
die Bundesregierung deshalb und zur Erhal- 
tung der Produktionskraft der deutschen Land- 
wirtschaft bereit, entsprechend der Verteue- 
rung die Dieselkraftstoffbeihilfe unverzüglich 
anzuheben? 
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81. Abgeordneter 

Werner 


(CDU/CSU) 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, den von Fahrverboten auf Grund der 
Ölkrise betroffenen Autofahrern eine Rückver- 
gütung für die für die Tage des Fahrverbots 
eingezahlten Anteile der Kfz-Versicherung und 
Kfz-Steuer zukommen zu lassen? 


82. Abgeordneter 
Freiherr 
von Fircks 

(CDU/CSU) 


Wird die Bundesregierung die Heizölsteuer 
senken, besonders im Hinblick darauf, daß das 
Hauptmotiv ihrer Einführung, Hilfe für die 
deutsche Kohle, seit der neuen Ölpolitik der 
arabischen Staaten gegenstandslos wird? . 


83. Abgeordneter 

Geldner 


(FDP) 


Wie erklären sich die unterschiedlichen Zah- 
len über die finanziellen Zuwendungen des 
Bundes an Bayern, die Bundesminister Vogel 
und die bayerische Staatsregierung in den 
letzten Wochen bekanntgegeben haben, und 
welche Zahlen sind zutreffend? 


84. Abgeordneter 
Gerlach 
(Obernau) 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, die Außer- 
kraftsetzung des § 7 b Einkommensteuergesetz 
umgehend wenigstens insoweit zu lockern als 
sie bereits jetzt bekannt gibt, daß bei Aufhe- 
bung dieser Beschränkung nicht auf den Ter- 
min der Antragstellung im Baugenehmigungs- 
verfahren, sondern auf den Tag der Baugeneh- 
migung abgestellt wird, um den derzeitigen 
Leerlauf bei den Bauämtern für die einstwei- 
lige Bearbeitung der Bauanträge zu nutzen 
und damit die zum Zeitpunkt der Aufhebung 
zu erwartende Antragsanhäufung und die 
hiermit verbundene lange Wartefrist abzu- 
kürzen, zumal mit dem Instrument einer Bau- 
anfrage dieses Ziel nur sehr bedingt erreicht 
werden kann? 


85. Abgeordneter Wie gedenkt die Bundesregierung die Gasöl- 
Ey betriebshilfe für die Landwirtschaft angesichts 

(CDU/CSU) der Verteuerung des Dieselkraftstoffes zu 

gestalten? 


86. Abgeordneter 

Dr. Sprung 
(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, die Bundes- 
bank zu veranlassen, die Einfuhrerschwernisse 
zu beseitigen, die durch die Regulierung der 
Handelsüblichkeit von Zahlungszielen im Rah- 
men der Bardepotpflicht zustande gekommen 
sind und die die Einfuhr verteuern und hem- 
men und damit die Stabilitätspolitik der Bun- 
desregierung unterlaufen, und sieht die Bun- 
desregierung die Benachteiligungen, die damit 
zugleich für die deutsche Wirtschaft für den 
Wettbewerb im Verhältnis zu den anderen 
EWG-Staaten gegeben sind? 
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87. Abgeordneter 

Lagershausen 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, die Fahrkosten- 
pauschale zu differenzieren bzw. zu erhöhen, 
um für die Arbeitnehmer aus ländlichen Ge-, 
bieten, die zur Erreichung ihrer Arbeitsplätze 
auf ihren Pkw angewiesen sind, einen Aus- 
gleich zu schaffen, weil sie durch die Mineral- 
ölsteuererhöhung einmal und nun durch die 
neuerlichen Benzinpreiserhöhungen besonders 
hart getroffen sind? 


88. Abgeordneter 

Dr. Köhler 

(Wolfsburg) 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung den Anteil 
deutscher Consultants an weltbank-finanzier- 
ten Projekten, und welche Möglichkeiten sieht 
die Bundesregierung, das deutsche Beratungs- 
wesen bei der Herstellung engerer Kontakte 
zur Weltbank zu beteiligen? 


89. Abgeordneter 

Mursch 

(Soltau-Harburg) 

(CDU/CSU) 


Sind die deutschen Banken verpflichtet, die 
Tageszeitungen — wie es die Dresdner Bank 
tut — u. a. daraufhin durchzusehen, ob ein 
Bankkunde verstorben ist, um dann unverzüg- 
lich gern. § 187 a der Reichsabgabenordnung in 
Verbindung mit § 5 der Erbschaftsteuer- 

Durchführungsverordnung eine entsprechende 
Meldung an das zuständige Finanzamt zu 
machen? 


90. Abgeordneter Hält die Bundesregierung ein solches Verfah- 
Mursch ren, wie es die Dresdner Bank praktiziert, für 

(Soltau-Harburg) sinnvoll und zweckmäßig, obwohl die Erben 
(CDU/CSU) verpflichtet sind, dem zuständigen Amtsgericht 

Mitteilung über das Vermögen Verstorbener 
zu machen und sie hierüber nur unter Vorlage 
des Erbscheines verfügen können, obwohl das, 
von der Dresdner Bank angewendete Verfah- 
ren nur lückenhaft sein kann, weil lediglich 
ein kleiner Teil von Tageszeitungen durchge- 
sehen werden kann und keine Verpflichtung 
besteht, Todesfälle in Zeitungen bekannt zu 
geben und obwohl hierdurch das Vertrauens- 
verhältnis zwischen Bankkunden und Bank 
beeinträchtigt werden kann? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


91. Abgeordneter 
Stahl 
(Kempen) 
(SPD) 


Ist von seiten der Bundesregierung ein beson- 
deres Notprogramm vorgesehen, damit Klein- 
und Mittelbetrieben der gewerblichen Wirt- 
schaft und des Gartenbaus mit Energie (leich- 
tem und schwerem Heizöl) ausreichend be- 
liefert werden können, um vorhandene Ar- 
beitsplätze und die Existenz der Betriebe nicht 
zu gefährden, auch unter der Berücksichtigung 
der stark ansteigenden Preise für die benö- 
tigte Energieversorgung? 
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92. Abgeordneter Kann die Bundesregierung Zeitungsmeldungen 
Schreiber bestätigen, nach denen Öltanker der Mineral- 
lSPD) ülgesellschaften bewußt auf hoher See auf 

Warteposition gehalten werden, um das Ange- 
bot an Mineralöl und Mineralölprodukten 
künstlich zu verknappen, und wenn ja, sieht 
die Bundesregierung in dieser Maßnahme ein 
durch Ausnutzung einer Notlage verbrau- 
cherschädigendes Verhalten der Mineralöl- 
konzerne? 

Hat die Bundesregierung entgegen dem Vo- 
tum des Verbraucherbeirats beim Bundesmi- 
nister für Wirtschaft und der Arbeitsl^emein- 
Schaft der Verbraucher kein verbraucherpoli- 
tisch versiertes Mitglied in die Monopolkom- 
mission berufen, und warum hat sie dies gege- 
benenfalls unterlassen? 

94. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung, die Mittel, 

Vogt die im Haushalt 1974 für verbraucherpolitische 

(CDU/CSU) Maßnahmen vorgesehen sind, der geplanten 

globalen Etatkürzung zu unterwerfen? 

95. Abgeordneter Welche Gesprächsergebnisse hat die Bundes- 

Dr. Waigel regierung mit Venezuela und Nigeria erzielt, 

(CDU/CSU) um die Erhöhung der Rohölpreise in der ge- 

genwärtigen Krise zu verhindern? 

96. Abgeordneter Will die Bundesregierung den Ölengpaß durch 

Niegel den. willkürlichen Ölboykott der arabischen 

(CDU/CSU) Länder nur mit Sparmaßnahmen nach dem 

Energiesicherungsgesetz meistern, oder stellt 
sie wenigstens ernsthafte Prüfungen an, wie 
sie gemeinsam mit den freien Ländern Europas 
und den USA Gegenmaßnahmen, z. B. auf dem 
Gebiet der Devisenwirtschaft, der Nahrungs- 
mittel-, Industriegüter-, Ersatzteile- und son- 
stigen Warenlieferungen, sowie Entwicklungs- 
hilfe gegenüber den ölboykottierenden arabi- 
schen Ländern und ihren Sympathisanten er- 
greifen kann, um diesen Ländern die Grenzen 
ihres Handelns und Erpressens zu zeigen? 

Trifft es zu, daß bei den Besprechungen im 
Bundeswirtschaftsministerium über die Anlage 
einer Mineralölreserve auch das Projekt einer 
Kohleverflüssigungsanlage geprüft wurde und 
daß gegen den Rat einiger Fachleute das 
Bundeswirtschaftsministerium darauf verzich- 
tet hat, eine derartige Anlage als Notstands- 
reserve zu bauen? 

98. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, Benzin aus 
Lenzer Kohle durch Ermäßigung der Mineralölsteuer 

(CDU/CSU) zu fördern und den Bau einer großtechnischen 

Anlage zur Kohleverflüssigung durch Bürg- 
schaften und Darlehen zu stimulieren? 



93. Abgeordneter 

Vogt 

(CDU/CSU) 
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99. Abgeordneter 
Freiherr 
von Fircks 
(CDU/CSU) 


100. Abgeordneter 

Dr. Klein 

(Stolberg) 

(CDU/CSU) 


101. Abgeordneter 
Dr. Klein 
(Stolberg) 

(CDU/CSU) 


102. Abgeordneter 
Dr. Wittmann 
(München) 

(CDU/CSU) 


103. Abgeordneter 
Dr. Jahn 
(Münster) 

(CDU/CSU) 


104. Abgeordneter 
Dr. Jahn 
(Münster) 

(CDU/CSU) 


105. Abgeordneter 
Amling 
(SPD) 


Wie hoch war im Handel der Bundesrepublik 
Deutschland die durchschnittliche Differenz 
zwischen Einkaufs- und Verkaufspreis für 
leichtes Heizöl der letzten Handelsstufe am 
15. Oktober 1973, 1. November 1973, 15. No- 
vember 1973 und 1. Dezember 1973? 


Trifft die Information der Zeitschrift „Deutsche 
Hebe- und Fördertechnik", dhf 9' September 

1973 — (540) 43, zu, daß die polnische 

Regierung mit Herrn Brandt ein Abkommen 
getroffen habe, daß die Ruhrkohle stillgelegt 
werde und die oberschlesiische Bergwerksge- 
sellschaft die Versorgung der Stahlindustrie 
an der Ruhr mit Koks übernehmen müsse"? 


Trifft es zu, daß dies in Polen . . offiziell 
bekanntgegeben worden” ist, und was denkt 
die Bundesregierung gegebenenfalls dagegen 
zu tun? 


Sieht die Bundesregierung die Möglichkeit, 
einen Anreiz zur Stillegung von Kraftfahrzeu- 
gen dadurch zu schaffen, daß Abmeldegebüh- 
ren (und evtl, spätere Abmeldegebühren) er- 
lassen werden und sichergestellt wird, daß 
auch bei einer längeren Abmeldung der Scha- 
densfreiheitsrabatt bei der Kfz-Versicherung 
nicht verloren geht? 


Welche Gründe haben die Bundesregierung 
veranlaßt, in § 2 Abs. 1 Nr. 4 der Verordnung 
über Fahrverbote und Geschwindigkeitsbe- 
grenzungen für Motorfahrzeuge vom 19. No- 
vember 1973 sämtliche Dienstfahrzeuge des 
Bundes und der Länder generell vom Sonn- 
tagsfahrverbot auszunohmen? 


Hält die Bundesregierung es mit der erforder- 
lichen Umorientierung der Energiekonzeption 
des Bundes für vereinbar, daß in der Bundes- 
republik Deutschland weiterhin Zechen still- 
gelegt werden, und wie beurteilt die Bundes- 
regierung in diesem Zusammenhang den Be- 
schluß der Ruhr-Kohle-AG., bis Ende 1974 die 
Zeche Werne stillzulegen? 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung zu erreichen, daß Milch- und Molkerei- 
produktenpackungen genauer deklariert und 
gefüllt werden, damit die Beanstandungs- 
quote, die die Eichbehörden für 1972 ermittelt 
haben, nicht weiter ansteigt, und wann ist mit 
solchen Maßnahmen zu rechnen? 
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106. Abgeordneter 
Dr. Holtz 

(SPD) 


107. Abgeordneter 

Freiherr Ostman 
von der Leye 
(SPD) 

108. Abgeordneter 
Freiherr Ostman 
von der Leye 
(SPD) 

109. Abgeordneter 

Metzger 

(SPD) 


110. Abgeordneter 

Metzger 

(SPD) 


111. Abgeordneter 

Schreiber 


(SPD) 


112. Abgeordneter 

Reuschenbach 


(SPD) 


113. Abgeordneter 

Reuschenbach 


(SPD) 


114. Abgeordnete 

Frau 

Däubler-Gmelin 

(SPD) 


115. Abgeordnete 

Frau 

Däubler-Gmelin 

(SPD) 


Wird sich die Bundesregierung dafür einsel- 
zen, daß Fahrzeughalter, die für die Dauer der 
Ölkrise, die möglicherweise länger als sechs 
Monate dauern kann, ihr Fahrzeug abmelden, 
keinen Verlust des Schadensfreiheitsrabatts 
erleiden? 

Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung 
getroffen, um Wasserstoff als idealen Energie- 
träger möglichst schnell technisch verwen- 
dungsreif zu machen? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß man 
hierbei auch auf bereits relativ weit entwik- 
kelte Systeme zurückgreifen kann? 


Was wird die Bundesregierung tun, um sicher- 
zustellen, daß die im Landkreis Dieburg be- 
findliche Ölschiefergrube Messel - das ein- 
zige abbauwnirdige Ölschiefervorkommen die- 
ser Art in Europa — im Hinblick auf die 
gegenwärtige Energiekrise nicht als Müllde- 
ponie verwandt wird, sondern für einen wei- 
teren Abbau zur Verfügung steht? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die von 
der amerikanischen Firma Occidental Petro- 
leum entwickelte neue Methode zur Ölgewin- 
nung aus Ölschiefervorkommen, die zur Zeit 
im amerikanischen Bundesstaat Colorado an- 
gewandt wird, und welche Möglichkeiten be- 
stehen, diese Methode auch in der Bundes- 
republik Deutschland einzusetzen? 

Flält die Bundesregierung die letzte Erhöhung 
der tiaftpflichtversicherung für Krafträder un- 
ter Berücksichtigung der Unfallstatistik und 
der Unfallursachenforschung für gerechtfer- 
tigt? 

Welchen Einfluß hat die Bundesregierung aut 
die Arbeit der Clearingstellen der Mineralöl- 
gesellschaften, und wie übt sie ihn aus? 

Kann die Bundesregierung Beispiele dafür 
nennen, daß ihre oder andere Forderungen an 
die Clearingstellen, Lieferengpässe zu beseiti- 
gen, Erfolg hatten? 

Welche Möglichkeittm wird die Bundesregie- 
rung ergreifen, um bei den Feriisehanstalten 
werbe w'i rksame Spots zur Verbraucheraufklä- 
rung anzuregen, die etwa ähnlich wie die Spots 
zur Verkehrserziehung gestaltet sein könnten? 

Welche Initiativen plant die Bundesregierung, 
um die Ergebnisse der Arbeit der Gewerbe- 
aufsichtsämter und Lebensmittelprüfstellen in 
den einzelnen Bundesländern zusammenzufas- 
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116. Abgeordneter 

Schedl 

(CDU/CSU) 


117. Abgeordneter 

Dr. Sprung 

(CDU/CSU) 


118. A-bgeordnoler 

Wagner 

(Günzburg) 

(CDU/CSU) 


119. Abgeordneter 
Dr. Jahn 
(Braunschweig) 

(CDU/CSU) 


120. Abgeoidneter 
Dr. Jahn 
(Braunschweig) 
(CDU/CSU) 


121. Abgeordneter 

Dr. Jens 


(SPD) 


122. Abgeordneter 

Dr. Kunz 
(Weiden) 
(CDU/CSU) 


sen und für die Verbrducher wirksam bekannt 
zu machen? 

Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß 
von den Kreditrestriktionen, die auf Grund 
der Stabilitätspolitik durchgeführt v\ erden, die 
mittelstandisclu' Wirtschaft (d. h. die kleineren 
und mittleren Unternehmen) starker betroffen 
wird bzw. werden als die übrige Wirtschaft, 
und wenn ja, was gedenkt die Bundesregie- 
rung gegen diese Wettbewerbsverzerrung zu 
tun? 

Kann die Bundesregierung darüber Auskunft 
geben, mit welchem .'\nteilsatz Heizöl, Benzin 
und Dieselkraftstoff am Warenkorb für die 
Lebenshaltung aller privaten Haushalte be- 
teiligt ist? 

Muß die Bundesregierung nach ihrem wahrend 
des Nahost-Kriegs den Vereinigten Staaten 
gegenüber gezeigten Verhalten nicht damit 
rechnen, daß möglicherweise nach GULF noch 
weitere deutsche Tochtergesellschaften ameri- 
kanischer ölkonzerne vom deutschen Markt 
verschwunden, und welche Konseciuenzen 
könnten sich daraus ergeben? 

Nachdem während des Nahost-Krieges offen- 
sichtlich geworden ist, daß die Energiever- 
sorgung der Bundesrepublik Deutschland und 
der EWG in wenigen Tagen in Frage gestellt 
sein kann, ward die Bundesregierung um Aus- 
kunft gebeten, ob sie in Ausnutzung ameri- 
kanischer Forschungsergebnisse bereit ist, die 
Frage der Verflüssigung und der Vergasung 
der Kohle positiv zu beantworten? 

Ist die Bundesregierung bereit, bei den Über- 
legungen über die Erforschung und Erschlie- 
ßung neuer Energiequellen dem Bundestag die 
25 Gesetzesvorschläge über die Erschließung 
von Energiequellen wie Erdwärme, Schiefer- 
tonöl, Teersand, Wind, Gezeiten, Sonne, Koh- 
leverflüssigung, Kernspaltung u. a. des ame- 
rikanischen Kongresses zuzuleiten? 

Ist die Bundesregierung bereit, sich dafür ein- 
zusetzen, daß in Zukunft bei den Warentests 
des Warentestinstituts der Preis als Bewer- 
bungsmaßstab für das Gesamt-Testergebnis 
mit berücksichtigt wird? 


Ist der Bundesregierung die äußerst schwierige 
Lage der Bauindustrie, besonders in Ostbay- 
ern, und die damit verbundene Gefährdung der 
Arbeitsplätze bekannt, und welche Maßnah- 
men gedenkt sie in diesem Zusammenhang 
kurzfristig und konkret einzuleiten? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


\ 23 . Abgeordneter 

Dr. Hammans 


(CDU/CSU) 


124 


Abgeordneter 

Dr. Hammans 

(CDU/CST^' 


125. Abgeordneter 

Spranger 

(CDU/CSU) 


12h. Abgeordneter 

Braun 


(CDU/CSU) 


127. Abgeordneter 

Dr. Schmude 


(SPD) 


128. Abgeordneter 

Marquardt 

(SPD) 


129, Abgeordneter 

Egert 

(SPD) 


Welche .A.ngäben über das Ausmaß der Ver- 
wendung von 2 , 4 , 5-T (2, 4, 5-Trichlorphen- 
oxyessigsdure) und schädliche Auswirkungen 
dieses Herbizides liegen der Bundesregierung 
vor, und ist die Bundesrregierung der Ansicht, 
daß das bei der Herstellung von 2, 4, 5-T an- 
fallende Dioxin (Tetrachlordibenzo-paradioxin) 
mitunter Gefahren für Tiere und Menschen 
bringt, wenn damit mittelbar oder unmittelbar 
in Berührung gekommen wird? 

Gedenkt die Bundesregierung, gegen die un- 
eingeschränkte Verwendung dieses oder an- 
derer Wuchsstoff-Herbizide ähnlich dem Bei- 
spiel der Vereinigten Staaten, Kanadas oder 
Schwedens vorzugehen, und wenn ja, in wel- 
chem Umfang, wenn nein, warum nicht? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß bei 
Übergabe landwirtschaftlicher Betriebe an 
einen Nachfolger, der den landwirtschaftlichen 
Betrieb nicht mehr im Hauptberuf führt, die 
früher gewährten Zinsverbilligungen für Inve- 
stitionen in Wegfall kommen, und ist die Bun- 
desregierung bereit, zur Vermeidung großer 
Härten in vielen Fällen verbindliche Richt- 
linien für die Beibehaltung der Zinsverbilli- 
gungen in solchen Fällen zu erlassen? 

Wann wird die Bundesregierung die Forde- 
rung der Arbeitsgemeinschaft Deutscher Tier- 
schutz e. V. erfüllen und verlangen, daß auf 
Kartons, in welchen Eier aus Intensivhaltun- 
gen angeboten werden, klar die Bezeichnung 
„Batterie-Ei“ oder „Käfig-Ei“ zu lesen ist? 

Kann die Bundesregierung Pressemeldungen 
bestätigen, nach denen bei der Produktion von 
Eiern in Legebatterien in erheblichem Umfang 
synthetische Farbstoffe zur Färbung des Ei- 
gelbs verw^endet werden, und hält sie die 
Kennzeichnung der so behandelten Eier für er- 
forderlich? 

Hat die Bundesregierung die Absicht, eine 
Kennzeichnungsverordnung zu erlassen, die 
bei Tiefkühlwaren vorsieht, daß das Einfrier- 
datum angegeben sein muß? 

Eivvägt die Bundesregierung, zwingend vor- 
zuschreiben, daß Kartoffeln, Karotten und an- 
dere Gemüsearten nicht luttabgeschlossen in 
Plastik verpackt sein dürfen, wodurch die 
Verderblichkeit erheblich gesteigert wird, 
ohne daß der Verbraucher dies nachprüfen 
kann? 
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130. Abgeordneter 

Kratz 

(SPD) 


131. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Riedel- 

Martiny 

(SPD) 


132. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Riedel- 

Martiny 

(SPD) 


Wann ist damit zu rechnen, daß bei Brot und 
Backwaren das Herstellungsdatum angegeben 
sein muß? 

Welche Auswirkungen haben die von det 
Weltcrnährungsorganisalion FAO gemeldeten 
Rekordergebnisse der Weltgetreideernten 1973 
auf die agrarpolitischen Vorstellungen der 
Bundesregierung, vor allem unter dem Aspekt, 
daß die Europäische Gemeinschaft in ihren 
Prognosen bisher von einer anhaltenden Ver- 
knappungssituation bei Getreide, Futtermit- 
teln und Zucker ausgegangen ist? 

Was gedenkt die Bundesregierung als Mit- 
glied der FAO zu tun, um in Zukunft eine 
größere Transparenz der Weltagrarmärkte 
sicherzustellen, die eine durchschaubare 
Grundlage für die mit Recht geforderte Welt- 
ernährungsbilanz abgibt? 


133. Abgeordneter 

Susset 


(CDU/CSU) 


Treffen Pressemeldungen zu, nach denen 
Agrar-Koinmissar Lardinois anläßlich seines 
Besuches in Baden- Württemberg der Förde- 
rung der landwirtschaftlichen Berggebiete auf 
der Schwäbischen Alb und im Schwarzwald 
große Chancen zubilligte, wenn die Bundes- 
regierung die Vorstellungen Baden-Württem- 
bergs sich zu eigen macht? 


134. Abgeordneter 

Susset 


(CDU/CSU) 


135. Abgeordneter 

Dr. Früh 


(CDU/CSU) 


136. Abgeordneter 

Sauter 

(Epfendorf) 

(CDU/CSU) 


137. Abgeordneter 

Eigen 

(CDU CSU) 


Ist demnach die Bundesregierung bereit, die in 
Baden-Württemberg eingeleiteten Maßnahmen 
für die landwirtschaftlichen Berggebiete mit 
dem nötigen Nachdruck in Brüssel vorzutra- 
gen, sodaß mit einer Förderung durch den 
EAFL gerechnet werden kann? 


Wie beurteilt die Bundesregierung Besuche 
des Agrar-Kommissars in einzelnen Bundes- 
ländern, um die landwirtschaftlichen Probleme 
aus eigener Anschauung kennenzulernen? 

Treffen Nachrichten zu, daß 52“ o der landwirt- 
schaftlichen Nutzfläche der EG in die Förde- 
rungsrichtlinien für die Landwirtschaft in Berg- 
gebieten und in benachteiligten Gebieten ein- 
bezogen werden sollen, und welchen Prozent- 
Anteil der LN der Bundesrepublik Deutschland 
strebt die Bundesregierung an? 


Hält die Bundesregierung die Schließung von 
Konservenfabriken für ein weiteres Alarm- 
zeichen in bezug auf die Lage der deutschen 
Konservenindiistrie und des Vertragsgemüse- 
baues, und was gedenkt sie zu tun, die Wett- 
bewerbslage der deutschen Konservenindustrie 
zu verbessern, um ein Mindestmaß an deut- 
scher Produktion zu erhalten? 
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138. Abgeordneter 

Eigen 

(CDU/CSU) 


Hält die Bundesregierung die „Richtlinien für 
die Einfuhr von Frischinilchprodukten aus Ge- 
moinschaftsländern nach Dänemark"' für wett- 
bewerbsgerecht, obgleich die Wirtschaft zu 
deren Einhaltung nicht in der Lage ist, und 
bezweifelt, daß die dänische Landwirtschaft 
diese befolgt? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
innerdeutsche Beziehungen 


139. Abgeordneter 

Dr. Schmitt- 

Vockenhausen 

(SPD) 


140. Abgeordneter 

Böhm 

(Melsungen) 

(CDU/CSU) 


141. Abgeordneter 

Böhm 

(Melsungen) 

(CDU-CSU) 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, daß sich die in Berlin ansässigen Kor- 
respondenten und Mitarbeiter von Zeitungen, 
Rundfunk und Fernsehanstalten auch nach 
dem 1. Januar 1974 ein unmittelbares. Bild 
über die Presse der DDR machen können? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die soge- 
nannten Interhotels in der DDR, auf die west- 
deutsche Besucher bei Aufenthalten in Mittel- 
deutschland angewiesen sind, für westdeutsche 
Besucher den doppelten Zimmerpreis bei Über- 
nachtungen verlangen, und ist die Bundesre- 
gierung bereit, bei Verhandlungen mit der 
DDR auf die Beseitigung der finanziellen Dis- 
kriminierung westdeutscher Besucher in der 
DDR hinzuwirken? 

Treffen Berichte zu, nach denen künftig in der 
DDR Rentner und andere Personen, die eine 
Relseerlaubnis in die Bundesrepublik Deutsch- 
land erhalten, ihre Fahrkarten nicht mehr an 
den Schaltern der Reichsbahn, sondern bei der 
zuständigen Dienststelle der Volkspolizei er- 
halten, daß es sich dabei nicht mehr um 
einfache Fahrkarten, sondern nur noch um 
Rückfahrkarten handelt und daß offensichtlich 
mit diesem neuen System die Erstattung der 
Rückreisekosten durch Behörden der Bundes- 
republik Deutschland verhindert und damit 
die Reise für die Rentner erheblich verteuert 
werden soll? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 

142. Abgeordneter Treffen Pressemeldungen zu, die Bundesregie- 
Dr. Franz rung beabsichtige, Polen einen ungebundenen 

(CDU/CSU) Kredit von einer Milliarde DM zu einem Zins- 

satz von 3'’/o anzubieten, nachdem Polen mit 
einem Zinssatz von 4^/o nicht einverstanden 
gewesen sei, und wie hoch würden die Beträge 
sein, die nach Polen zu überweisen wären, 
wenn Sozialversicherungsleistungen an weiter 
unter politischer Herrschaft lebende Deutsche 
ermöglicht würden? 
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143. Abgeordneter 

Dr. Franz 
(CDU/CSU) 


Treffen Pressemeldungen zu, die amerikani- 
sche Regierung habe wegen deutscher Liefe- 
rungen von Funkgeräten an Libyen und Syrien 
interveniert, und ist, falls die Meldungen 
zutreffen und die Lieferungen tatsächlich er- 
folgt sind, mit einer neuerlichen Belastung der 
deutsch-amerikanischen Beziehungen zu rech- 
nen? 


144. Abgeordneter 

Thürk 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, ihren Einfluß 
in der Europäiischen Gemeinschaft, insbeson- 
dere im Ministerrat, dahin geltend zu machen, 
daß der Antrag der Regierung von Ägypten, 
ihrem Land 451 000 Tonnen Weizen schenk- 
weise zu überlassen, mindestens so lange 
zurückgestellt und ihm nicht entsprochen wird, 
bis Ägypten sich offenkundig und erfolgreich 
für ciie Aufhebung des Ölboykotts, auch der 
Lieferungsbeschränkungen der arabischen 
Staaten gegenüber den Ländern der EG, ins- 
besondere aber der Bundesrepublik Deutsch- 
land eingesetzt hat, weil die Gefährdung der 
wärmemäßigen Versorgung der deutschen Be- 
völkerung nicht weniger ein humanitäres Pro- 
blem ist als die Gefährdung der ernährungs- 
rnaßigen Versorgung Ägyptens? 


\ 45 . Abgeordnete 

Frau Fieser 


(CDU/CSU) 


Seit wann werden Urteile des Bundesverfas- 
sungsgerichts im „Bundesanzeiger'' veröffent- 
licht, und hat die Bundesregierung nicht bereits 
bei Verkündung des Urteils am 3l. Juli 1973 
in Übereinstimmung mit dem Gesetz über das 
Bundesverfassungsgericht den Wortlaut des 
Urteils erhalten, so daß es ein Leichtes gewe- 
sen wäre, im Laufe des Monats August 1973 
im „Bulletin der Bundesregierung" das Urteil 
ebenso abzudrucken wie dort auch der Wort- 
laut des Grundvertrags abgedruckt worden 
war? 


146. Abgeordnete 

Frau Fieser 


(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß mit Aus- 
nahnu^ des „Bayernkuriers" das Urteil des 
Bundesverfassungsgerichts vom 31. Juli 1973 
in keiner deutschen Zeitung im Wortlaut ver- 
öffentlicht wurde, so daß die deutschen Aus- 
landsvertretungen kaum Gelegenheit hatten, 
den Wortlaut der Entscheidung kennenzuler- 
nen? 


147. Abgeordneter 

Dr. Lenz 
(Bergstraße) 

(CDU^CSU) 


Warum wurde von der Praxis des Auswärti- 
gen Amts, wie sie sich in der Weisung vom 
19. Mai 1972 konkretisiert, in bezug auf das 
Urteil des Bundesverfassungsgerichts abge- 
wichen, obwohl nach dem Grundgesetz dem 
Urteil staats- und völkerrechtlich eine noch 
größere Bedeutung zukommt als einer politi- 
schen Entschließung des Deutschen Bundes- 
tags? 
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14Ö. Abgeordneter 

Dr. Lenz 

(Bergstraße) 

(CDU/CSU) 


149. Abgeordneter 

Dr. Mertes 
(Gerolstein) 

(CDU/CSU) 


150. Abgeordneter 

Dr. Mertes 

(Gerolstein) 

(CDU/CSU) 


151. Abgeordneter 

Schirmer 


(SPD) 


152. Abgeordneter 

Schirmer 


(SPD) 


153. Abgeordneter 

Wende 

(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß es nach 
dem Grundgesetz zwar verschiedene Verfas- 
sungsorgane gibt, die Wahrung der grund- 
gesetzlichen Ordnung aber ausschließlich dem 
Bundesverfassungsgericht anvertraut ist? 

Welche Gründe haben die Bundesregierung 
veranlaßt, das Urteil des Bundesverfassungs- 
gerichts vom 31. Juli 1973 über die Vereinbar- 
keit des innerdeutschen Grund Vertrags mit 
dem Grundgesetz, das mit seinen tragenden 
Gründen Gesetzeskraft besitzt, in ihren diplo- 
matischen Beziehungen anders zu behandeln 
als die Entschließung des Deutschen Bundes- 
tags vom 17. Mai 1972, die nach .Auskunft des 
Parlamentarischen Staatssekretärs beim Bun- 
desminister des Auswärtigen in der Frage- 
stunde vom 19. Oktober 1973 den deutschen 
Auslandsvertretungen mit der Weisung über- 
sandt wurde, „die Außenministerien der Gast- 
länder unter Übergabe eines Textes mit einer 
im .^uswärtigen Amt gefertigten englischen, 
französischen und spanischen Übersetzung 
über diesen wichtigen Vorgang zu unterrich- 
ten." ? 


Ist es — wie durch das Auswärtige Amt mit 
Weisung vom 19. Mai 1972 geschehen (so 
Staatssekretär Moersch) — in der Praxis der 
Staatengemeinschaft üblich, politische Ent- 
schließungen von Parlamenten, die in der 
Regel Verfassungsorgane sind, den Staaten, 
mit denen diplomatische Beziehungen beste- 
hen, zur Kenntnis zu bringen, obwohl nicht 
auszuschließen ist, daß damit das Parlament 
selbst „zum Gegenstand internationaler Kon- 
troversen und .Angriffe wird"? 

Seit wann ist der Bundesregierung bekannt, 
daß große Teile der Bevölkerung in Äthiopien 
nicht lebensnotwendig versorgt sind (der Kai- 
ser von Äthiopien war vom 11. bis 14. Septem- 
ber 1973 zum Staatsbesuch in der Bundesrepu- 
blik Deutschland), und welche Versuche und 
Maßnahmen hat sie zur Linderung der Not 
angeboten, realisiert und künftig vorgesehen? 


Ist die Bundesregierung bereit, durch geeig- 
nete Maßnahmen, z. B. einen Appell an die 
ÜNO, die allgemeine Aufmerksamkeit auf die 
großen Schwierigkeiten in Atliiopien zu len- 
ken, um eine weltweite Hilfe zu erredchen? 

Treffen Meldungen zu, daß das Amt eines 
Generalsekretärs der ÜNESCO durch einen 
Vertreter der Bundesrepublik Deutschland be- 
setzt werden kann, und kann die Bundesre- 
gierung darüber Auskunft geben, ob es bereits 
personelle Überlegungen für einen eventuell 
deutschen Generalsekretär der UNESCO gibt? 
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154. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, bei den bevor- 
Dr. Hupka stehenden Verhandlungen mit der Regierung 

(CDU/CSU) der Volksrepublik Polen dahin zu wirken, 

daß es — unbeschadet der Rechtsvorbehalte, 
die sich aus unserer Verantwortung für Ge- 
samtdeutschland und aus dem noch ausstehen- 
den Friedensvertrag ergeben — zu einer ver- 
traglichen Vereinbarung über die freie Aus- 
reise der Deutschen und über die Sicherung 
der Individual- und Gruppenrechte der in der 
Heimat verbleibenden Deutschen kommt? 


Hält es die Bundesregierung für in Überein- 
stimmung mit Artikel 5 der „Information" zum 
Warschauer Vertrag befindlich, wenn ein Be- 
sucher in der Bundesrepublik Deutschland, der 
wegen eines plötzlich notwendig gewordenen 
Krankenhausaufenthaltes um Verlängerung 
der Aufenthaltsdauer nachsuchen mußte, von 
seiner polnischen Firma fristlos entlassen 
wird? 


Trifft es zu, daß der von der Europäischen 
Gipfelkonferenz den Gemeinschaftsorganen er- 
teilte Auftrag, den Plan einer „Europäischen 
Union" konkret zu definieren, bisher zu kei- 
nem Ergebnis geführt hat? 

Wäre die Bundesregierung bereit, dem Vor- 
schlag des Mitgliedes der Europäischen Kom- 
mission, Altiero Spinelli folgend, dem Mini- 
sterrat vorzuschlagen, das Europäische Parla- 
ment aufzufordern, einen konkreten Plan für 
eine europäische politische Union zu erarbei- 
ten? 


Entspricht es den Tatsachen, daß die Bundes- 
regierung die deutschen Botschaften in Latein- 
amc-^rika - mit Ausnahme der Botschaft in 
Santiago — angewiesen hat, Flüchtlinge, die 
aus Chile stammen und in die Bundesrepublik 
Deutschland wollen, zurückzuweisen? 


Welche Vlöglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, denjenigen politisch verfolgten Chilenen 
zu helfen, die nicht in einer Botschaft in San- 
tiago Zuflucht gefunden haben und sich in 
Lagern befinden? 


160. Abgeordneter ' Für wieviel politische verfolgte Chilenen und 
Dr. Schwencke Angehörige anderer Nationalitäten, die sich 
(SPD) zur Zeit der Machtergreifung der Militärjunta 

in Chile aufhielten, hat die Bundesregierung 
inzwischen die Ausreisegenehmigung in die 
Bundesrepublik Deutschland bewirkt? 


159. Abgeordneter 

Vahlberg 

(SPD) 


158. Abgeordneter 

Vahlberg 

(SPD) 


157. Abgeordneter 

Sick 

(CDU/CSU) 


156. Abgeordneter 

Sick 

(CDU/CSU) 


155. Abgeordneter 

Dr. Hupka 
(CDU/CSU) 
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161. Abgeordneter 

Dr. Schwencke 


(SPD) 


Womit begründet die Bundesregierung die 
Tatsache, daß — anders als in anderen euro- 
päischen Ländern — noch keine Einreisen von 
Chilenen in die Bundesrepublik Deutschland 
erfolgt ist? 


162. Abgeordneter 

Dr. Kunz 
(Weiden) 
(CDU/CSU) 


Trifft die Meldung zu, daß die Rundfunkstation 
„Freies Deutschland", die von Bonn aus in 
russischer Sprache nach Osten gerichtet ihre 
Sendungen ausstrahlt, nach 25-jähriger Arbeit 
auf Geheiß der Bundesregierung ihre Sendun- 
gen einstellen mußte? 
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B. Schriftliche Fragen gemäß IV. der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 


1. Abgeordneter 

Spranger 

(CDU/CSU) 


2. Abgeordneter 

Nordlohne 


(CDU/CSU) 


3. Abgeordneter 
Nordlohne 
(CDU/CSU) 


4. Abgeordneter 

Dr. Schäuble 

(CDU/CSU) 


Sind Meldungen in der Bonner Zeitschrift 
„Esprit" vom November 1973 zutreffend, denen 
zufolge der sich als „Special Consultant to 
Chancellor Willy Brandt" bezeichnende Mit- 
arbeiter des Bundeskanzlers, Herr Klaus Harp- 
precht, grundlos 1400 DM als Reisespesen für 
ein Gespräch mit einem ausländischen Journa- 
listen von diesem forderte, und hält der Bun- 
deskanzler dieses Verhalten mit dem Ansehen 
des Bundeskanzleramts und seiner Mitarbeiter 
für vereinbar? 

Inwieweit haben Mitglieder der Regierung seit 
dem Tag der Mineralöl- und Treibstoffratio- 
nierung für die deutsche Wirtschaft und für 
die gesamte Bevölkerung nach wie vor Son- 
dermaschinen und Hubschrauber der Bundes- 
wehr als auch des Bundesgrenzschutzes be- 
nutzt, obwohl für diese Flüge Linienmaschinen 
der Luftverkehrsgesellschaften hätten in An- 
spruch genommen werden können? 

Sieht die Bundesregierung keinen Wider- 
spruch darin, daß es einerseits sämtlichen Ab- 
geordneten des Deutschen Bundestags unter- 
sagt ist, an den kommenden vier Sonntagen in 
Ausübung ihres Mandats wegen der bestehen- 
den Brennstoffkrise ihr eigenes Kraftfahrzeug 
zu benutzen, während andererseits Mitglieder 
der Bundesregierung, insbesondere Bundes- 
minister Genscher, Sondermaschinen für ihre 
Dienstreisen verwenden? 

Wie vereinbart die Bundesregierung die Reise 
des Bimdesin.nenministers in einer Sonderma- 
schine der Bundeswehr in die Volksrepublik 
China mit den Bemühungen um Energieein- 
sparung, und teilt die Bundesregierung die 
Auffassung, daß Appelle an die Bevölkerung, 
freiwillige Energie zu sparen, für ihren Erfolg 
ein entsprechendes beispielgebendes Verhal- 
ten der politisch Verantwortlichen erfordern? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 

5. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, in welchen 
Geldner Ländern der Erde gegenwärtig Hungersnot 

(FDP) herrscht, und wie groß ist diese Not im einzel- 

nen, und was haben Bundesregierung und EG 
zur Behebung dieser Hungersnot bisher getan, 
und was ist für die nächste Zukunft noch ge- 
plant? 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/1320 


6. Abgeordneter 

Sick 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung der Meinung, daß ge- 
rade angesichts der aktuellen politischen Er- 
eignisse die Bemühungen um Fortschritte in 
Richtung auf Schaffung eines politisch hand- 
lungsfähigen Europa besonders dringlich ge- 
worden sind, und daß diese Bemühungen nicht 
mehr willkürlich lange ohne Erfolg bleiben 
dürfen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


7. Abgeordneter 
Biehle 

(CDU CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Tat- 
sache, daß Renten aus der Zusatzversorgung 
für hunderttausende von Rentnern im Gegen- 
satz 7Ai den aus der gesetzlichen Rentenver- 
sicherung nicht dynamisiert sind, und welche 
Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, eine 
solche unterschiedliche Behandlung zu besei- 
tigen? 


8. Abgeordneter 

Biechele 


(CDU/CSU) 


Wie beurterlt die Bundesregierung das System 
der Müllkompostierung der Maschinenfabrik 
FAHR AG, Gottmadingen, von dem für bisher 
zwölf nicht an ein Abfallbeseitigungssystem 
angeschlossenen Gemeinden m'it 3500 Einwoh- 
nern ein Modell seit Mai 1973 bei Zoznegg, 
Landkreis Konstanz, in Betrieb ist, durch das 
in weniger als einem halben Jahr der Kompost 
ohne Lärm, Rauch und Gestank ausreifen und 
als Humus an die Land- und Forstwirtschaft 
abgegeben werden kann, Kompost, der nach 
einem Gutachten der Universität Hohenheim 
hygienisch einwandfrei ist und während des 
Verrottens Hemmstoffe und Antibiotika ent- 
wickelt, die selbst Milzbrandbakterien und 
Salmonellen vernichtet? 


9. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 
Biechele dieses erfolgversprechende System der Müll- 

(CDU/CSU) kompostierung finanziell zu fördern? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


10. Abgeordneter 
Lenders 


(SPD) 


Trifft es zu, daß die Delegation der Bundes- 
republik Deutschland in der Arbeitsgruppe des 
Europarats über irreführende Werbung die 
Auffassung vertreten hat, eine neue interna- 
tionale Konvention über die Beschränkung der 
irreführenden Werbung würde ein unvermeid- 
liches Risiko der Duplikation und der Über- 
lappung mit bestehenden Regelungen bedeu- 
ten und deshalb eine Quelle der Konfusion 
sein, und wenn ja, mit welcher Begründung 
hat die Delegation diese Auffassung vertreten? 
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11. Abgeordneter 
Lenders 


(SPD) 


Ist die Bundesregierung auch heute noch dieser 
Meinung, oder würde sie eine internationale 
Regelung dieses Problemkreises befürworten 
und in dieser Richtung aktiv werden? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


12. Abgeordneter 
Pfeifer 


(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, bei der für 1974 
in Aussicht genommenen Begrenzung der kom- 
munalen Verschuldung darauf Rücksicht zu 
nehmen, daß die Gemeinden zunehmend Um- 
weltschutzmaßnahmen, wie etwa Investitionen 
für die Abwasserbeseitigung, nur noch finan- 
zieren können, wenn ihnen die hierfür bereit- 
gestellten zinsverbilligten Darlehen nicht auf 
ihr Kreditkontingent angerechnet werden, und 
wird die Bundesregierung dem Land Baden- 
Württemberg u. a. zur Finanzierung derartiger 
Umweltschutzmaßnahmen 1974 ein größeres 
Kreditkontingent zuteilen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


13. Abgeordneter Wird die Bundesregierung für das Entwick- 
Dr. Häfele lungsvorhaben Villingen-Schwenningen ab 

(CDU/CSU) 1974 Bundesinittel vorsehen? 


14. Abgeordneter 
Dr. Häfele 
(CDU/CSU) 


Mit welchem Bundesanteil und welcher Höhe 
von Bundeszuschüssen kann Villingen-Schwen- 
ningen rechnen, sobald sich die Stadt Villin- 
gen-Schwenningen und das Land Baden-Würt- 
temberg über einen Vorschlag zur Entwick- 
lung verständigt haben? 


15. Abgeordneter Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 

Christ rung, auf nationaler oder EG-Ebene For- 

(FDP) schungs, Projekte für den Ersatz des Benzins als 

Treibstoff für Kraftfahrzeugmotoren anzure- 
gen bzw. durch finanzielle Zuschüsse zu un- 
terstützen? 


16. Abgeordneter 
Christ 
(FDP) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Aus- 
sicht, als Ersatz für den herkömmlichen An- 
trieb von Kraftfahrzeugen geeignete Wasser- 
stoff-Formen als Treibstoff für Ottomotoren zu 
entwickeln und 'oder leistungsfähige sowie 
wirtschaftliche Elektro-Batterie-Motoren her- 
zustellen? 


30 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/1320 


17. Abgeordneter 
Dr. Schwörer 


(CDU/CSU) 


Nachdem der Europäische Kommissar Lardi- 
nois in einer Erklärung zur Regionalpolitik in 
Stuttgart am 23 . November 1973 die Notwen- 
digkeit und die Möglichkeit betont hat, Ge- 
biete der Bundesrepublik Deutschland, beson- 
ders die Alb und den Schwarzwald, in die 
europäischen Fördergebiete aufzunehmen, 
frage ich die Bundesregierung, warum in den 
neuesten Karten der EG diese Gebiete nicht 
als Fördergebiet aufgeführt sind? 


18. Abgeordneter 
Dr. Schwörer 


(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, in den Ver- 
handlungen im Ministerrat ihren ganzen Ein- 
fluß geltend zu machen, daß die Förderung 
dieser Gebiete aus dem europäischen Regio- 
nalfond zustandekommt? 


19. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Riedel- 

Martiny 

(SPD) 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, zu erreichen, daß Milch- und Molkerei- 
produktenpackungen genauer deklariert und 
gefüllt werden, damit die Beanstandungsquote 
der Eichbohörden von 1972 nicht weiter an- 
steigt, sondern fällt, und wann ist mit solchen 
Maßnahmen zu rechnen? 


20. Abgeordneter 
Dr. Jahn 
(Braunschweig) 
(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, im Rahmen der 
EWG und in Übereinstimmung mit den USA 
und Kanada eine Zusammenarbeit bei der 
Erschließung neuer und erweiteter Energie- 
quellen anzustreben? 


21. Abgeordneter 
Dr. Kunz 
(Weiden) 
(CDU/CSU) 


Welche Maßnahmen gedenkt die Bundesregie- 
rung im Zusammenhang mit den Auswirkun- 
gen des Sonntagsfahrverbotes zugunsten ab- 
seits öffentlicher Verkehrslinien gelegenen 
Hotels und Gaststätten einzuleiten, die über- 
wiegend auf die Sonntagsfrequenz angewiesen 
sind und durch vorausgegangene kreditfinan- 
zierte Investitionen nunmehr in eine existenz- 
gefährdende wirtschaftliche Bedrängnis kom- 
men? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


22. Abgeordneter 

Müller 

(Bayreuth) 

(SPD) 


Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 
daß landwirtschaftliche Produkte und deren 
Gefrierwaren aus der Massentierhaltung als 
solche auf allen Verpackungsmaterialien mit 
entsprechenden Kennzeichnungen den Ver- 
brauchern im Interesse des Tierschutzes deut- 
lich gemacht werden? 
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23. Abgeordneter 
Eigen 

(CDU CSU) 


Welche Überlegungen haben die Bundesregie- 
rung zu dem Vorschlag veranlaßt, für den 
Referentenentwurt zur Milchkennzeichnungs- 
verordnung an Stelle von Trinkmilch — Kon- 
summilch — vorzuschreiben und damit u. a. 
dem Verbraucher eine Unterscheidung zwi- 
schen Trinkmilch und H-Milch zu erschweren? 


24. Abgeordneter Trifft es zu, daß für mit Erdgas beheizte Unter- 
Eigen glaskulturen in den Niederlanden ein Zu- 

(CDU/CSU) schuß aus öffentlichen Mitteln gezahlt wird, 

der die Preiserhöhung auch im kommenden 
Jahr weitgehend ausgleicht, und um welche 
handelt es sich? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


25. Abgeordneter Um welchen Sozialplan für die betroffenen 

Geisenhofer 700 weiblichen Arbeitskräfte der stillzulegen- 

(CDU/CSU) den Triumpf-lnternational-Werke hat sich die 

Bundesanstalt für Arbeit bemüht? 


26. Abgeordneter 

Niegel 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung der Meinung, daß die 
Einstufung bei Verlust eines Auges mit einer 
Minderung der Erwerbsfähigkeit von 30 v. H. 
gerechtfertigt ist oder beabsichtigt sie, eine 
Erhöhung dieses Satzes vorzuschlagen? 


27. Abgeordneter 
Niegel 
(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß bei Be- 
schädigten mit weniger als 50 v. H., die nach 
dem Bundesvorsorgungsgesetz anerkannt sind, 
bei .Ablehnung von Badekuren Härten ent- 
stehen, und was gedenkt sie zu tun? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


28. Abgeordneter Wann ist mit einer Novellierung von § 5 des 
Hansen Soldatenversorgungsgesetzes zu rechnen, die 

(SPD) auch Inhabern v^on Eingliederungsscheinen den 

Anspruch auf Fachausbildung gewährleistet? 


29. Abgeordneter 

Dr. Wittmann 

(München) 

(CDU/CSU) 


Treten bei der Besetzung von Planstellen 
nach A 15 in der Bundeswehr nicht dadurch 
Ungerechtigkeiten auf, daß ein Großteil dieser 
Stellen nur für Bataillonskommandeure aus- 
gewiesen ist und infolgedessen Offizieren mit 
bedeutend mehr Dienstjahren, die vor der An- 
hebung der Stellen nach A 15 Kommandeurs- 
zeiten mit Erfolg verbracht haben, eine Auf- 
stiegsmöglichkeit versperrt wird? 
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30. Abgeordneter 

Dr. Wittmann 

(München) 

(CDU/CSU) 


3I. Abgeordneter 

Dr. Miltner 
(CDU/CSU) 


32. Abgeordneter 

Dr. Miltner 


(CDU/CSU) 


33. Abgeordneter 

Wittmann 

(Straubing) 

(SPD) 


34. Abgeordneter 

Dr. Schwencke 


(SPD) 


Sieht die Bundesregierung die Möglichkeit, die 
vorhandenen Planstellen nach A 15 bei ent- 
sprechenden Dienstposten generell als Stellen 
nach A14 15 au.szuwei.sen und sie über den 
Bereich der Bataillone hinaus flexibel zu ver- 
teilen, so daß mehr als bisher Offiziere, die 
nicht mehr als Kommandeure verwendet wer- 
den, in den Genuß einer Planstelle nach A 15 
kommen können? 

Ist die Bundesregierung bereit, die Gruben- 
aufwandsentschädigung in der Untertagean- 
lage des Gerätedepots (Heer) in Neckarzim- 
mern wie bisher weiterzuzahlen, bis die Bun- 
desregierung das Problem einer sogenannten 
Bunker/ulage geprüft und gelöst hat? 

Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß 
für die Soldaten und die Zivilbediensteten 
die Beschäftigung in der Untertageanlage 
Neckarzimmern (einem ehemaligen Gipsberg- 
werk) wesentlich beschwerlicher ist als etwa 
in einem kleineren Bunker? 

Teilt die Bundesregierung die Ansicht, daß 
durch Verdoppelung der Möglichkeit zu un- 
entgeltlichen Farnilienheimfahrten für Ange- 
hörige der Bundeswehr mit der Bundesbahn 
von bisher einmal auf zweimal monatlich die 
hohe Anzahl von Verke>hrsunfällen bei Wo- 
chenendheimfahrten von Soldaten erheblich 
verringert werden konnte, und ist sie bereit, 
die Mittel für eine zweite monatliche Freifahr- 
karte vom Standort zum Heimatort zur Ver- 
fügung zu stellen? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß m den 
letzter:! W'ochen ein durch Überschallflüge im 
Raum Nienburg, insbesondere im Raum Sches- 
singhausen -Husum, der durch diese Flugzeu- 
ge verursachte Lärm von den Bew^ohnern nicht 
nur als störend, sondern als untragbar emp- 
funden ward, so daß, wmnn keine Änderung 
eintritt, in Kürze mit größeren Demonstra- 
tionen reagiert werden wird, und was gedenkt 
die Bundesregierung zu tun, um den berechtig- 
ten Protesten der Burger zu begegnen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 


35. Abgeordneter 

Köster 


(CDU CSU) 


Hält die Bundesregierung es für erforderlich, 
daß ein Diplompsychologe über seine akade- 
mische Ausbildung hinaus in Zukunft beson- 
dere Qualifikationen erwerben muß, um in der 
Klinischen Psychologie tätig werden zu kön- 
nen? 
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36. Abgeordneter 

Köster 

(CDU/CSU) 


Beabsichtigt die Bundesregierung einen Ge- 
setzentwurf einzubringen, der die Errichtung 
einer Kammer für Klinische Psychologen vor- 
sieht? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 


37. Abgeordneter 

Dr. Riedl 

(München) 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, die Zweckbin- 
dung der Bundesmittel für den kommunalen 
Straßenbau dahin abzuändern, daß davon von 
den Kommunen für Zwecke des öffentlichen 
Nahverkehrs nicht 10 Prozent, sondern künftig 
20 Prozent verwendet werden können, und 
kann insbesondere die Landeshauptstadt Mün- 
chen damit rechnen, daß sie diese Beträge zu- 
mindest für eine Übergangszeit (1974 bis 1975) 
auch zur Abdeckung des Betriebskostendefi- 
zits ihrer Verkehrsbetriebe verwenden kann? 


38. Abgeordneter 

Dr. Riedl 
(München) 

(CDÜ/CSU) 


Trifft es zu, daß von der Landeshauptstadt 
München 60 Millionen DM zweckgebundene 
Bundesmittel für den kommunalen Straßenbau 
nicht abgerufen wurden und können gegebe- 
nenfalls diese Mittel ganz oder teilweise zur 
Abdeckung der steigenden Kostendeckungs- 
fehlbeträge des Münchner Verkehrs- und Ta- 
rifverbundes bzw. der Verkehrsbetriebe der 
Landeshauptstadt München 1974 bis 1975 zu- 
gewiesen werden? 


39. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, durch Verbilli- 
Pieroth gung der Bahntarife für Autofahrer, die auf 

(CDU/CSU) die Benutzung ihres Fahrzeugs verzichten (un- 

ter Vorlage des Kfz-Scheins und des Führer- 
scheins), die Reisekosten so zu verbilligen, daß 
ein zusätzlicher Anreiz zur Benutzung der 
Deutschen Bundesbahn und damit zur Einspa- 
rung von Mineralkraftstoffen entsteht? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Forschung und Technologie und 
für das Post- und Fernmeldewesen 


40. Abgeordneter 

Lenzer 


(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung der Ansicht, daß sich 
der Bau einer Kohleverflüssigungsanlage auf 
Braunkohle- oder Steinkohlenbasis durchaus 
integrieren läßt in die Planungen für den Ein- 
satz der nuklearen Prozeßwärme aus Hoch- 
temperaturreaktoren? 
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41. Abgeordneter 

Lenzer 


(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, den unverzüg- 
lichen Bau einer kommerziellen Anlage zur 
Kohleverflüssigung auf Braunkohlebasis in 
Angriff zu nehmen unter Berücksichtigung der 
Erfahrungen, die bei dem vom Bundesfor- 
schungsministerium geförderten Projekt „Ent- 
wicklung von Verfahren zur Umwandlung fos- 
siler Rohstoffe mit Wärme aus Hochtempera- 
tur-Kernreaktoren" gewonnen wurden? 


42, Abgeordneter 

Gerlach 

(Obernau) 

(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die in einem Bericht 
des „Aschaffenburger Volksblatts" vom 16. 
November 1973 wiedergegebene Meinung, der 
Bau eines nach dieser Meldung sehr umwelt- 
freundlichen Prototyps des von dem Wiener 
Plasmaphysiker Karl Nowak entwickelten 
neuen Kernfusionssystems scheitere an der 
ablehnenden Haltung der Atomindustrie, die 
ihre Spaltreaktoren nur deshalb weiterbauen 
wollten, um die Entwicklungskosten zu amor- 
tisieren? 


43. Abgeordneter 

Gerlach 

(Obernau) 

(CDU/CSU) 


Ist es richtig, daß das Ministerium für For- 
schung und Technologie die Bereitstellung 
von Mitteln für das neue Fusionssystem ver- 
weigert hat, obwohl der Verein gegen parla- 
mentarischen und bürokratischen Mißbrauch 
e, V. in Dortmund sich intensiv für die Finan- 
zierung des neuen Fusionssystems eingesetzt 
hatte? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 


44, Abgeordneter Trifft es zu, daß an der Kölner Universität 
Wüster eine große Anzahl von Studenten, deren An- 

(SPD) träge auf Förderung gemäß Bundes.ausbil- 

dungsförderungsgesetz fristgerecht und voll- 
ständig eingegangen sind, die ihnen zuste- 
henden Beträge vom Oktober und November 
1973 noch nicht erhalten haben, weil die Förde- 
rungsabteilung überlastet ist und die Anwen- 
dung des § 50 Abs. 4 Bundesausbildungsförde- 
rungsgesetz unterlassen worden ist, und wenn 
ja, was gedenkt die Bundesregierung zu tun, 
daß den Studenten schnell geholfen und in Zu- 
kunft solche Verzögerungen vermieden wer- 
den? 
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Drucksache 7/1320 


Deutscher Bundestag — 7. V/ahlperiode 


45. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit 
Dr. Evers der Bezuschussung von Internatskosten aus 

(CDU/CSU) Bundesmitteln für Lehrlinge, die in einem 

Internat sogenaimten Blockunterricht zur Ver- 
besserung der gewerblichen Ausbildung für 
Handwerksberufe erhalten, dessen Kosten bis- 
her von einem Drittel vom Land (siehe Baden- 
Württemberg) und von zwei Drittel von den 
Eltern zu tragen sind, sofern deren monat- 
lidies Einkommen über den Richtsätzen nach 
dem Berufsausbildungsförderungsgesetz liegt, 
und wie beurteilt die Bundesregierung den 
Vorschlag, die Lehrlingsvergütung zur Dek- 
kung der Internatskosten heranzuziehen? 


Bonn, den 30. November 1973 
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